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	MINISTERIUM
FÜR VERBRAUCHERFRAGEN
	GENERALSEKRETARIAT FÜR VERBRAUCHERANGELEGENHEITEN UND GLÜCKSSPIEL

	
	
	GENERALDIREKTION
FÜR DIE REGELUNG DES GLÜCKSSPIELS







ZUSAMMENFASSUNG DER ENTSCHLIESSUNG........................ DER GENERALDIREKTION FÜR DIE ORGANISATION DES SPIELS ZUR ÄNDERUNG DER ENTSCHLIESSUNG VOM 12. JULI 2012 ZUR GENEHMIGUNG DER BESTIMMUNG ZUR DURCHFÜHRUNG DER ARTIKEL 26 UND 27 DES KÖNIGLICHEN DEKRETS 1613/2011 VOM 14. NOVEMBER ÜBER DIE IDENTIFIZIERUNG DER TEILNEHMER AN DEN SPIELEN UND DIE KONTROLLE DER SUBJEKTIVEN TEILNAHMEVERBOTE UND DIE ENTSCHLIESSUNG VOM 6. OKTOBER 2014 ÜBER DIE ALLGEMEINE VERWALTUNG DES SPIELS, ZUR GENEHMIGUNG DES DATENMODELLS DES SYSTEMS ZUR ÜBERWACHUNG DER INFORMATIONEN, DIE DEN AUFZEICHNUNGEN ÜBER SPIELOPERATIONEN ENTSPRECHEN.


I. EIT DES VORSCHLAGS UND BEGRÜNDUNG

Das Gesetz 13/2011 vom 27. Mai über die Regulierung des Glücksspiels, das den Rechtsrahmen für Glücksspielaktivitäten auf staatlicher Ebene schafft, hat als eines seiner Hauptziele den Schutz der Verbraucher und insbesondere jener Gruppen, die als gefährdet gelten. Daher ist die Identifizierung des Spielers im Spiel und die Überprüfung seiner Identität sowie die Einhaltung bestimmter Anforderungen ein grundlegender Pfeiler in der Regulierung des Spiels und eine maximale Verpflichtung für die Betreiber. 

Auf dieser Grundlage wurde das Königliche Dekret 1613/2011 vom 14. November zur Durchführung des Gesetzes 13/2011 vom 27. Mai über die Regulierung des Glücksspiels in Bezug auf die technischen Anforderungen an Glücksspiele in den Artikeln 26 und 27 über die Identifizierung der Teilnehmer sowie die Kontrolle subjektiver Verbote der Teilnahme an Spielen durch ein von den Glücksspielbetreibern durchzuführendes Überprüfungssystem geregelt.

Das Verfahren für die Durchführung dieser Überprüfung wurde in der Entschließung der Generaldirektion Glücksspielverwaltung vom 12. Juli 2012 zur Genehmigung der Bestimmung zur Durchführung der Artikel 26 und 27 des Königlichen Dekrets 1613/2011 vom 14. November über die Identifizierung der Teilnehmer an den Spielen und die Kontrolle subjektiver Teilnahmeverbote entwickelt, eine Regel, die eine grundlegende Rolle bei der Entwicklung des Rechtsrahmens für Glücksspiele und beim Schutz der Teilnehmer gespielt hat. 

In diesem Sinne darf nicht übersehen werden, dass die im Rechtsrahmen geschaffenen Identitätsüberprüfungsmechanismen nicht nur darauf abzielen, den Schutz der Rechte der Teilnehmer an den Spielen zu gewährleisten, sondern auch die Verwendung falscher Identitäten, die Identitätsnachahmung zu vermeiden oder die Verletzung der subjektiven Verbote zu vermeiden, die in Art. 6 des Gesetzes 13/2011 vom 27. Mai festgelegt sind. 

Dieser regulatorische Rahmen bietet mit den geltenden Vorschriften ein hohes Maß an Effizienz sowohl beim Schutz des Spielers als auch bei der Kontrolle subjektiver Verbote, die mit einer agilen Entwicklung der operativen Tätigkeit der Spielbetreiber vereinbar sind. 

Dieses Managementzentrum hat jedoch eine Reihe von Änderungen festgestellt, die das Verfahren zur Identitätsüberprüfung der Teilnehmer verbessern würden, wodurch der Rechtsrahmen verbessert und bestimmte Verpflichtungen für Glücksspielbetreiber geklärt würden.

Insbesondere werden durch diese Entschließung die Verpflichtungen der Betreiber in Bezug auf die Mitteilungen, die sie der Generaldirektion Glücksspielmanagement melden müssen, aktualisiert, indem einerseits die Verpflichtung zur Übermittlung bestimmter Berichte über die Anzahl der Anfragen und die Einführung einer Verpflichtung zur Mitteilung der Löschung von Benutzerdatensätzen aufgehoben wird. Ebenso wird der telematische Zugang zu dem Bereich der verstorbenen Personen des Zivilregisters über den Identitätsüberprüfungsdienst geregelt und die Bedingungen, unter denen die Betreiber die Identität der Teilnehmer regelmäßig kontrollieren und überprüfen, ob sie nicht unter die subjektiven Teilnahmeverbote fallen, entweder aus eigener Initiative oder durch die Generaldirektion Glücksspielmanagement. 

Im Einklang mit dieser Änderung wird vorgeschlagen, die Entschließung vom 6. Oktober 2014 zur Genehmigung des Datenmodells des Informationsüberwachungssystems, das den Spielhandelsaufzeichnungen entspricht, zu ändern, um einen neuen Zustand in das Datenmodell aufzunehmen, der den Status des als verstorben gemeldeten Spielers widerspiegelt.

II. RECHTSGRUNDLAGE

Diese Entschließung wird auf der Grundlage von Artikel 23.1 des Gesetzes 13/2011 vom 27. Mai über die Regulierung des Glücksspiels erlassen, in dem es heißt, dass die Generaldirektion für die Verwaltung des Glücksspiels „diejenigen Bestimmungen erlassen kann, die die Entwicklung und Durchsetzung der in diesem Gesetz enthaltenen Regeln, in den von der Regierung genehmigten Königlichen Verordnungen oder in den Verordnungen des Wirtschafts- und Finanzministeriums erfordern, sofern diese Bestimmungen es ausdrücklich ermöglichen“. 

In diesem Zusammenhang legt Art. 26 des Königlichen Dekrets 1613/2011 vom 14. November zur Durchführung des Gesetzes 13/2011 vom 27. Mai über die Regulierung des Glücksspiels in Bezug auf die technischen Anforderungen an Glücksspielaktivitäten unter der Überschrift „Identifizierung der Teilnehmer“ die Pflichten der Glücksspielbetreiber in Bezug auf die Überprüfung der Daten fest und beauftragt die Nationale Glücksspielkommission (aktuelle Generaldirektion für Glücksspiele), die Modalitäten des Verfahrens für die Überprüfung der Daten festzulegen, die von den Teilnehmern in ihren Registrierungsanträgen für Nutzer, bereitgestellt werden. Insbesondere sieht Art. 26.5 des Königlichen Dekrets 1613/2011 vom 14. November zur Durchführung des Gesetzes 13/2011 vom 27. Mai über die Regulierung des Glücksspiels in Bezug auf die technischen Anforderungen an Glücksspielaktivitäten vor, dass die Generaldirektion für Glücksspielmanagement „die zusätzlichen Anforderungen und Bedingungen festlegt, die durch Benutzerregistrierungen und Spielkonten und die von den Betreibern einzuhaltenden Schutzmaßnahmen zu erfüllen sind.“

Art. 27 des oben genannten Königlichen Dekrets 1613/2011 vom 14. November sieht vor, dass die Nationale Glücksspielkommission die Mittel und Verfahren festlegt, die es ermöglichen, die Daten der Benutzerregister mit den im Allgemeinen Register der Zugangsbeschränkungen zum Spiel aufgeführten Daten zu überprüfen, sowie die Mittel, die die Überprüfung der Volljährigkeit der Teilnehmer mit der Nummer des nationalen Personalausweises oder der Identifizierung von Ausländern erleichtern. 

III. INHALT DER ENTSCHLIESSUNG 

Wie bereits erwähnt, zielt diese Entschließung darauf ab, bestimmte Verfahren im Zusammenhang mit dem System zur Überprüfung der Identität der Spielteilnehmer zu ändern und bestimmte Änderungen am Berichtsmodell der Spielbetreiber einzuführen. 

Die vorgeschlagenen Änderungen sind insbesondere: 

a) Abschaffung der monatlichen Kontrollen zur Bewertung des Funktionierens des Systems. 

In der Entschließung vom 12. Oktober 2012 wurde festgelegt, dass die Glücksspielbetreiber monatlich und mit dem Ziel, das System zu bewerten, der Generaldirektion Glücksspielmanagement einen Bericht vorlegen sollten, in dem die Gesamtzahl der Anfragen angegeben wird, die im Identitätsüberprüfungssystem und im Allgemeinen Register der Zugangsbeschränkungen zum Spiel gestellt werden. 

Sobald das ordnungsgemäße Funktionieren des Systems überprüft wurde, wird sein monatlicher Bericht als unnötige Belastung für Spielbetreiber angesehen. Daher wird vorgeschlagen, den sechsten Absatz von Punkt zehn und den fünften Absatz von Punkt elf der Entschließung zu streichen. 

b) Verbesserung der Prozesse im Zusammenhang mit Spielern, die vom Betreiber gestrichen werden.

Mit der im dreizehnten Abschnitt der aktuellen Entschließung vom 12. Oktober 2012 vorgeschlagenen Änderung werden die Betreiber verpflichtet sein, die stornierten Benutzerregistrierungen zu melden, mit dem Ziel, dass das Identitätsüberprüfungssystem eine aktualisierte Liste von Spielern hat, die von jedem Betreiber gestrichen werden. 

c) Hinzufügung einer Überpfüfung für die Verstorbenen.

Ein neuer vierzehnter Abschnitt wird eingeführt, um eine Überprüfung der Zugangsverbote zum Spiel eines Verstorbenen zu entwickeln. Mit dieser Überprüfung des Verstorbenen wird das Risiko von Identitätsdiebstahl und Betrug bei Spielteilnehmern minimiert. Aus diesem Grund wird in diesem neuen vierzehnten Punkt ein Verfahren eingeführt, mit dem die Direktion für die Regelung von Glücksspielen ein Zugangssystem zu dem Abschnitt der verstorbenen Personen des Zivilregisters den Glücksspielbetreibern zur Verfügung stellen wird. 


d) Regelung der Verfahren für regelmäßige Überprüfungen von Identitäts- und RGIAJ-Daten, die Betreiber durchführen können.

Im neuen fünfzehnten Abschnitt führt der erste Absatz ein Verfahren für die Glücksspielbetreiber ein, um ihre Teilnehmer vor Ort zu überprüfen. Diese Überprüfung bedarf der vorherigen Genehmigung durch die Generaldirektion Glücksspielmanagement.

Ziel dieses neuen Abschnitts ist es, den Prüfbedarf der Betreiber mit der Nachhaltigkeit des Systems zu verbinden, damit diese, ohne die Verfügbarkeit des Dienstes selbst zu beeinträchtigen, durchgeführt werden. 


e) Aufnahme der Möglichkeit, dass die GDOJ die Betreiber nachdrücklich auffordert, bestimmte zusätzliche Kontrollen durchzuführen, um die Identität der Spieler zu überprüfen und/oder deren Nichteinbeziehung in das RGIAJ zu überprüfen.

Mit dem zweiten Unterabsatz des fünfzehnten Abschnitts wird der Generaldirektion Glücksspielmanagement die Möglichkeit eingeräumt, den Betreibern spezifische Überprüfungen ihrer Teilnehmer zu beantragen. Ziel der Maßnahme ist es, den Betreiber dazu zu zwingen, das Identitätsüberprüfungssystem erneut von einer Gruppe von Spielern zu verlangen, die zuvor für das System definiert wurden, um die aktualisierten Informationen zurückzugeben.


f) Aufnahme eines neuen Status in Anhang I Nummer 3.7.5.2. der Entschließung vom 6. Oktober 2014 zur Genehmigung des Datenmodells des Informationsüberwachungssystems für Spielhandel-Datenregister, das mit der Überprüfung der Verstorbenen aktualisiert werden soll. 

Zusammenfassend, ist mit diesen Änderungen eine Verbesserung des Identitätsüberprüfungssystems der Spieler vorgesehen, was auch zu einem besseren Schutz der Verbraucher und schutzbedürftigen Gruppen führen wird. 


IV. BEARBEITUNG DER ENTSCHLIESSUNG 

Diese Bestimmung unterliegt der Pflicht der Information der Öffentlichkeit.

Dieses Instrument wurde dem Verfahren für die Bereitstellung von Informationen auf dem Gebiet der technischen Vorschriften und der Vorschriften für die Dienste der Informationsgesellschaft gemäß der Richtlinie (EU) 2015/1535 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. September 2015 über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der technischen Vorschriften und der Vorschriften für die Dienste der Informationsgesellschaft unterzogen.

Ebenso wird der Bericht der Staatsanwaltschaft des Ministeriums für Verbraucherschutz eingeholt. 

V. ANALYSE DER AUSWIRKUNGEN

1. AUSWIRKUNGEN AUF DEN HAUSHALT

Dieser Verordnungsentwurf hat keine Auswirkungen auf eine Erhöhung der öffentlichen Ausgaben oder einen Rückgang der Einnahmen. Er hat daher keine Auswirkungen auf den Gesamthaushalt des Staates und hat keine Auswirkungen auf die Haushalte der Autonomen Gemeinschaften oder auf die lokalen Gebietskörperschaften. 
2. GESCHLECHTSSPEZIFISCHE AUSWIRKUNGEN
Dieser Standard hat keine geschlechtsspezifischen Auswirkungen.

3. AUSWIRKUNGEN AUF DEN VERWALTUNGSAUFWAND

Gemäß den Bestimmungen von Anhang V des Methodik-Leitfadens für die Erstellung des Berichts über die Analyse der regulatorischen Auswirkungen bedeutet die Abschaffung der monatlichen Kontrollen zur Bewertung des Funktionierens des Systems eine Verringerung des Verwaltungsaufwands, der von den Glücksspielanbietern zu tragen ist. Die geschätzten Kosten gemäß dem Leitfaden würden sich auf 100 EUR belaufen, was zu Einsparungen von 200 EUR pro Monat führen würde, indem zwei Mitteilungen gestrichen würden, zu denen Glücksspielanbieter verpflichtet waren. Die Gesamtzahl der in Spanien zugelassenen Betreiber beträgt 78, so dass sich der Verwaltungsaufwand insgesamt auf 15.600 EUR pro Monat, 187.200 EUR pro Jahr, beläuft. 

	Verwaltungsaufwand
	Ursprung
	Kosten
	Einheiten
	Frequenz
	Population
	Zwischensumme

	Eliminierung der monatlichen Kontrollnummer der Abfragen an den SVIJ
	Siebter Punkt, Absatz 6) Anhang I Entschließung
	100 EUR
	1
	12
	78
	93.600 EUR

	Eliminierung der monatlichen Anzahl von Kontrollen der Anfragen an RGIAJ
	Elfter Punkt, Absatz 5) Anhang I Entschließung
	100
	1
	12
	78
	93.600 EUR
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